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Präambel
Unsere Partei,  die Alternative  für Deutschland (AfD),  hat sich im Frühjahr 2013 aus ernster  Sorge um die
politischen und wirtschaftlichen Fehlentwicklungen in Deutschland und der Europäischen Union gegründet.  
In einem beispiellosen Siegeszug ist sie seitdem in alle Landesparlamente, den Deutschen Bundestag, das EU-
Parlament und zahlreiche kommunale Parlamente eingezogen. Seit 2016 ist die AfD mit einer Fraktion auch im
Wiesbadener Stadtparlament vertreten. 

Mit dem vorliegenden Wahlprogramm möchten wir uns bei Ihnen, den Wiesbadener Bürgern, um Ihre Stimme
bei  der  Kommunalwahl  am  15.  März  2026  bewerben.  Geben  Sie  uns  die  Möglichkeit,  unsere  freiheitlich-
konservative  Arbeit auch  in  der  nächsten  Legislaturperiode  mit  einer  möglichst  starken  Fraktion  im
Wiesbadener Rathaus fortzusetzen. Unsere Stadt braucht eine kritische, klare und vernünftige Stimme, die
mit dem nötigen Mut zur Wahrheit all die Missstände anspricht, vor denen andere Parteien lieber die Augen
verschließen. 

Ob in der Finanz-, Verkehrs-, Bau-, Energie-, Umwelt-, Migrationspolitik oder in den Bereichen Sicherheit und
Ordnung – überall sind Fehlentwicklungen zu sehen, die sowohl unsere Stadt als auch unser gesamtes Land in
eine schwere Krise, nicht nur ökonomischer Natur, stürzen. Eine Kurswende ist dringend notwendig. Welche
grundsätzlichen Auffassungen wir in den wichtigsten Politikfeldern vertreten, können Sie den nachfolgenden
Seiten entnehmen. 

Unsere Sorge um Deutschland ist in den Jahren seit der Gründung der AfD nicht kleiner, sondern definitiv
größer geworden. Wenn Sie sich in unserem Programm wiederfinden, geben Sie uns am Wahltag bitte Ihre
Stimme, sodass wir im Wiesbadener Rathaus künftig aus einer stärkeren Position für unsere gemeinsamen
Anliegen kämpfen können.

Ihre AfD Wiesbaden
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Kapitel 1 - Gesellschaft

Präambel
Wir sehen, wie unsere Gesellschaft, zum Schaden  aller, ihren  inneren Zusammenhalt immer weiter verliert.
Angetrieben und befeuert  durch die  linke  Seite  des politischen Spektrums verlangen kleine und kleinste
Teilgruppen besondere Beachtung und Bezuschussung, was letzten Endes erschwert, die Gesellschaft hinter
einem Grundkonsens zu vereinen.
 
Wir haben stets vor den unvermeidlichen Verwerfungen gewarnt, die der regierungsseitig geförderte Umbau
Deutschlands durch eine überwiegend illegale Masseneinwanderung mit sich bringt. Nachdem dieser Umbau
gegen den Willen der Mehrheitsgesellschaft  weiter vorangetrieben wird,  beobachten wir mit  wachsendem
Unbehagen, wie sich die politisch Verantwortlichen nun weigern, eine grundsätzliche Auseinandersetzung mit
den negativen Begleiterscheinungen ihrer Entscheidungen zu suchen.

Die Probleme sind vielfältig: Wachsende Kriminalität, Parallelgesellschaften und sogenannte „No-Go-Areas“ in
den  Städten,  die  generelle  Verrohung  der  Gesellschaft,  die  zunehmende  Respektlosigkeit  gegenüber
Ordnungs-  und  Hilfskräften  wie  Polizei,  Feuerwehr  und  Ersthelfern  sowie  der  schleichende  Verlust  der
Grundlagen  unserer  Kultur.  Die  Bürger  werden  mit  den  Folgen  dieser  verantwortungslosen  Politik  allein
gelassen.  Es  sind  zuallererst  und  insbesondere  die  Kommunen,  welche  diese  fatalen  Fehlentwicklungen
auszubaden haben.

Wir sind der festen Überzeugung, dass es für die genannten Probleme keine Lösungen geben kann ohne ein
klares  Bekenntnis  zum  Eigenen.  Hierzu  gehören unsere  Kultur,  unsere  freiheitlich-demokratische
Grundordnung, die gelebten Traditionen und die Geistesgeschichte einer aufgeklärten europäischen Welt, die
es so nur einmal  gibt. Dies gilt es gegen alle Auflösungsbestrebungen zu verteidigen, hier in Wiesbaden, in
Deutschland und im gesamten Europa. 

Es ist dieses klare Bekenntnis, das die etablierte Politik bisher schuldig geblieben ist. Schuldig gegenüber den
alteingesessenen Bürgern, aber auch gegenüber denen, die in der Vergangenheit  zu uns gekommen sind.
Dieses Bekenntnis würde uns den notwendigen Kompass geben, um zukünftig über Themen der Integration,
der  Identität  und  des  gesellschaftlichen  Zusammenhalts  selbstbewusster  und  verantwortungsvoller  zu
diskutieren und zu entscheiden, als es heute oftmals der Fall ist.

Identität und Heimat
Der abendländische Kulturkreis ist seit vielen Jahrhunderten durch den christlichen Glauben und die Ideen
der  Aufklärung  geprägt.  Unser  Anliegen  ist  die  Pflege  und  der  Schutz  dieser  kulturellen  Identität  als
elementarem Bindeglied unserer Gesellschaft. 
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Wiesbaden ist von einer Residenzstadt über eine Kurstadt zu einer unverwechselbaren Landeshauptstadt mit
liebenswerten  Traditionen,  beliebten Volksfesten,  wunderbarer  Architektur  und schönen Parklandschaften
gewachsen.  Wir  wollen,  dass  dies  so  bleibt  und  setzen uns  deshalb  für  den Erhalt  der  Schätze unserer
Heimatstadt ein.

Zeugnisse unserer Geschichte ehren und Denkmäler erhalten
Wir sind alle Kinder unserer Zeit - unsere Sicht auf die Dinge unterliegt deshalb immer einer Färbung durch
den vorherrschenden Zeitgeist.  Auch die  großen Persönlichkeiten  der Vergangenheit  und ihre  Leistungen
können nur vor dem Hintergrund ihrer Epoche verstanden und beurteilt werden. Auch sie waren Kinder ihrer
Zeit. Wer Luther, Kant, Bismarck, Wagner und viele andere verurteilt und glaubt, ihre Denkmäler beschädigen
zu müssen, weil er sie mit heutigen Maßstäben misst, der irrt. 

Der Versuch, die Zeugnisse der Geschichte zu tilgen, ändert nicht die Geschichte, sondern nur das Wissen um
sie.  Wer  die  Geschichte  nicht  mehr  kennen  will,  kann  auch  nichts  mehr  aus  ihr  lernen.
Straßenumbenennungen lehnen wir deswegen ausdrücklich ab.
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Kapitel 2 - Städtische Finanzen und Beteiligungen

Präambel
Die Genehmigung des Wiesbadener Haushalts im Jahr 2025 durch die kommunale Aufsichtsbehörde täuschte
über  die  wahre  Finanzlage  der  Landeshauptstadt  hinweg,  da  das  Land  zuvor  mit  dem  jährlichen
Finanzplanungserlass  die  Anforderungen  an  die  Genehmigungsfähigkeit  kommunaler  Haushalte  massiv
abgesenkt hatte. 

Leider hat  sich  die  Kommunalpolitik  in  Wiesbaden  daran gewöhnt,  das  Geld  der  Steuerzahler  mit  vollen
Händen auszugeben, ohne über die Folgen für zukünftige Generationen nachzudenken.

Von den einst üppigen Rücklagen der Stadt ist nach dem Haushaltsjahr 2025 nichts mehr übrig, im Gegenteil:
Wiesbaden  plant  für  das  Jahr  2026  mit  einer  Schuldenlast  von  über  560  Mio.  Euro.  Hinzu  kommen die
Verbindlichkeiten der städtischen Beteiligungen in Milliardenhöhe. Ohne ein Umsteuern  wird ein Ausgleich
des städtischen Haushalts künftig  nur noch um den Preis  der Aufnahme weiterer  Schulden und dem damit
verbundenen impliziten Leistungsverzicht kommender Generationen zu haben sein.

Wiesbaden wird mit weniger auskommen müssen 
Die AfD fordert, dass die Landeshauptstadt über eine konsequente Konsolidierung möglichst schnell zu einem
ausgeglichenen Haushalt zurückfindet. Finanzielle Mittel sollen nach Möglichkeit nur für die Kernaufgaben der
kommunalen  Daseinsvorsorge  bereitgestellt  werden.  Sämtliche  Leistungen,  die  keinen  gesetzlichen
Verpflichtungen  unterliegen,  müssen  auf  den  Prüfstand.  Das  Ziel  muss  sowohl  ein  ausgeglichener
Ergebnishaushalt als auch ein ausgeglichener Finanzhaushalt sein. Um dies zu erreichen, fordert die AfD die
Umsetzung folgender Maßnahmen:

Überprüfung aller freiwilligen kommunalen Leistungen
Alle freiwilligen finanziellen Leistungen der Kommunen sind daraufhin zu überprüfen, inwiefern für diese ein
zwingendes öffentliches Bedürfnis besteht. Ferner ist zu prüfen, ob die jeweilige Höhe des Zuschusses dem
Zweck  angemessen  ist,  die  eigene  Leistungsfähigkeit  der  Nutzer  berücksichtigt  wurde  und  die
Zuschussvergabe und Verwendungskontrolle  die Erfüllung des öffentlichen Bedürfnisses sicherstellen.  Alle
bisherigen kommunalen Zuschüsse, die dieser Überprüfung nicht standhalten, werden entsprechend für die
kommenden Haushaltsjahre gestrichen oder reduziert.

Pflichtaufgaben auf das Notwendige beschränken
Bei der Erfüllung ihrer gesetzlichen Pflichtaufgaben muss die Stadt Wiesbaden die Standards grundsätzlich
auf das absolut  erforderliche Minimum zurückfahren. Sollte eine dringende Notwendigkeit gesehen werden,
einzelne Pflichtaufgaben auch weiterhin mit erhöhten Standards zu erfüllen, so muss eine solche Ausnahme
ausführlich und jährlich neu begründet sowie überprüft werden.
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Anzahl der Planstellen zurückführen
Mit dem expandierenden politischen Gestaltungsanspruch der Wiesbadener Kommunalpolitik ging ein stetiger
Personalaufwuchs  in  der  kommunalen  Verwaltung  einher.  Die  Entwicklung  der  Personal-  und
Versorgungskosten überfordert den städtischen Haushalt zunehmend. Die AfD fordert daher, nicht nur den
stetigen  Aufwuchs  der  Personalstellen  zu  beenden,  sondern  alle  in  den  kommenden  fünf  Jahren  durch
Altersfluktuation  freiwerdenden  Stellen  zu  streichen.  Ebenfalls  sollen  alle  unbesetzten  Stellen  entfallen.
Etwaigem  Personalbedarf  ist  durch  die  Priorisierung  von  Aufgaben  und  einer  Umschichtung  im
Personalbestand zu begegnen.

Altschuldentilgung und die Absenkung der Hebesätze
Die AfD fordert eine nachhaltige Finanzpolitik. Dies bedeutet,  dass neben dem Ergebnishaushalt  natürlich
auch der Finanzhaushalt ohne Neuverschuldung auskommen muss. 
Altschulden sind konsequent zu tilgen. Auf die Bildung allgemeiner, d.h. nicht zweckgebundener Rücklagen,
muss zukünftig verzichtet werden. Stattdessen soll im Sinne der Bürger der Absenkung der Hebesätze der
Grund- und Gewerbesteuer stets Vorrang eingeräumt werden. 

Wasserverbrauchssteuer
Der von der Stadt Wiesbaden geplante und vom Wiesbadener Verwaltungsgericht als rechtmäßig bestätigte
„Wassercent“  ist  sozial  hochproblematisch,  ökologisch  wirkungslos  und  für  den  städtischen  Haushalt
finanziell  ein  Tropfen  auf  den  heißen  Stein.  Die  Steuer  belastet  einkommensschwache  Haushalte
überproportional  und  wird  aufgrund  der  unelastischen  Nachfrage  für  lebensnotwendige  Güter  keinen
Umwelteffekt erzielen.

Realistische Planung von Investitionen
Städtische Investitionen, wie beispielsweise in Schulen, sind aus den laufenden Einnahmen und nicht aus
Krediten zu finanzieren. Um die kommunale Handlungs- und Entscheidungsfreiheit nicht zu blockieren, darf
der Umfang der Investitionen daher nicht die vorhandene Finanzkraft überfordern. 

Interkommunale Zusammenarbeit ausbauen
Indem die kommunale Zusammenarbeit  noch stärker gelebt wird,  können Synergien genutzt werden. Dies
betrifft  neben  gemeinsam  zu  stemmenden  Investitionen  (u.a.  für  Feuerwehren,  Bauhöfe  und  die
Wasserversorgung) die Optimierung von Verwaltungsabläufen (z.B. bei der Informationstechnologie und dem
Zahlungsverkehr).

Streichung klimaideologischer Projekte
Klimaideologische Projekte wie die Kommunale Wärmeplanung, Wind- oder Solarparks sind aufzugeben. Im
Rahmen der Haushaltskonsolidierung sollte die Streichung von Stellen für Nachhaltigkeits- und Klimamanager
erfolgen.
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Kommunale Gesellschaften und Beteiligungen
Die Auslagerung von Aufgaben der kommunalen Verwaltung in Eigenbetriebe oder Beteiligungsgesellschaften
hat zur Folge, dass Entscheidungen,  welche die finanzielle  Situation der Kommune betreffen, oftmals der
direkten Behandlung in der Stadtverordnetenversammlung entzogen sind. 

Da Schulden der Beteiligungsunternehmen den kommunalen Haushalt nicht direkt belasten, bestehen Anreize,
Kreditaufnahmen  in  die  Beteiligungen  zu  verschieben.  Dabei  haftet  die  Kommune und  somit  der  Bürger
letztendlich immer für die Schulden der Beteiligungsunternehmen. 

Zudem  hat  sich  die  Praxis  eingeschlichen,  gut  dotierte  Stellen  in  den  Gesellschaften  vornehmlich  nach
Parteibuch anstatt  nach Qualifikation  zu vergeben.  Wir  fordern  daher,  die  Anzahl  der  Gesellschaften,  wo
immer möglich, durch Rückführung in die Kernhaushalte zu reduzieren.
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Kapitel 3 - Sicherheit und Ordnung

Präambel
Auch wenn dies von offizieller  Seite  immer wieder anders dargestellt  wird,  so ist  doch für jeden Bürger
offensichtlich, dass sich die Sicherheitslage in Wiesbaden, wie im ganzen Land, in den letzten Jahren stetig
verschlechtert hat. 

Eine wachsende Zahl an Bürgern empfindet zunehmend Unbehagen, zu später Stunde noch zu Fuß und allein
in der Stadt unterwegs zu sein. Insbesondere Frauen haben ihr Verhalten angepasst, indem sie abends nicht
mehr alleine aus dem Haus gehen und tagsüber mit Kindern bestimmte Plätze meiden. Dieser Zustand ist
nicht akzeptabel und - statistisch belegt - zweifelsfrei die Folge unkontrollierter Masseneinwanderung. 

Wir setzen uns unter anderem dafür ein, die Ordnungskräfte auf kommunaler Ebene so auszustatten, wie es
die  gestiegenen  Anforderungen  ihres  oftmals  gefährlichen  Dienstes  erfordern.  Wiesbaden  braucht  eine
durchsetzungsfähige Stadtpolizei, die sich jederzeit den nötigen Respekt verschaffen kann.

Keine offene Drogenszene in Wiesbaden
Der zunehmende öffentliche Konsum harter Drogen gefährdet Sicherheit und Sauberkeit in Wiesbaden. Vor
allem im Bereich des Kirchenreulchens und des Luisenplatzes sowie auf dem Mittelstreifen der Rheinstraße
sind Konsumenten illegaler Substanzen Teil des alltäglichen Straßenbildes geworden. 

Viele Bürger sowie Gewerbetreibende erleben hierdurch Einschränkungen im öffentlichen Raum. Wir wollen
nicht, dass Wiesbaden eine ähnliche Entwicklung nimmt wie Frankfurt am Main, wo sich Problemzonen über
Jahrzehnte verfestigt haben.

Um  dies  zu  verhindern,  setzen  wir  auf  ein  entschlossenes  Vorgehen.  Die  Stadtpolizei  soll  als
Gefahrenabwehrbehörde  alle  im  Hessischen  Gesetz  über  die  öffentliche  Sicherheit  und  Ordnung  (HSOG)
vorgesehenen Mittel ausschöpfen. Dazu gehören konsequente Kontrollen, verstärkte Präsenz, Platzverweise,
Maßnahmen zur Gefahrenabwehr sowie ein eng koordiniertes Handeln mit Landespolizei und Sozialdiensten.

Waffenverbotszonen ausweiten
In  Wiesbaden  besteht  bereits  eine  Waffenverbotszone.  Aus  unserer  Sicht  hat  sich  diese  Maßnahme  als
wirkungsvoll  erwiesen  und  sollte  daher  auf  weitere  Bereiche  ausgeweitet  werden,  in  denen  regelmäßig
sicherheitsrelevante  Vorfälle  auftreten.  Ziel  muss  es  sein,  Gewalt  im  öffentlichen  Raum  nachhaltig  zu
reduzieren. Bei  Großveranstaltungen können zudem zeitlich begrenzte Waffenverbotszonen als präventive
Maßnahme sinnvoll sein.
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Taser oder Pfefferspraypistolen für die Stadtpolizei
Der  Wiesbadener  Stadtpolizei  fehlt  nach  wie  vor  eine  nicht  tödliche  Distanzwaffe.  Unverändert  sind  die
Stadtpolizisten im Fall einer Eskalation bei einer Kontrolle dem Risiko ausgesetzt, dass ihr Gegenüber mit
einem Messer oder einem „waffenähnlichen Gegenstand“ besser ausgerüstet ist als sie selbst. Die AfD fordert
deshalb  die  Ausrüstung  der  Stadtpolizisten  im  Bereich  der  Gefahrenabwehr  mit  Tasern  und
Pfefferspraypistolen.

Sicherheit in Sporteinrichtungen 
Wie im gesamten öffentlichen Raum hat auch die Sicherheit in Sport- und Kultureinrichtungen in den letzten
Jahren  massiv  gelitten.  Die  AfD  fordert  eine  Null-Toleranz-Strategie  mit  Zugangsbeschränkungen  für
auffällige Personen-gruppen bis hin zu Hausverboten.

Vermüllung der Stadt
Der  Verlust  des  inneren  Zusammenhaltes  der  städtischen  Gesellschaft  hat  auch  zur  Folge,  dass  der
öffentliche  Raum nicht  mehr als  ein Ort  wahrgenommen wird,  für  dessen Erhalt  und Sauberkeit  wir  alle
Verantwortung tragen. Immer mehr Müll landet achtlos weggeworfen auf Straßen, Plätzen und in Grünanlagen.
Immer  häufiger  werden  illegale  Graffitis  an  privaten  und  öffentlichen  Gebäuden  aufgesprüht,  immer
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rücksichtsloser wird öffentliches Eigentum mutwillig beschädigt. Diese Entwicklung ist eines der Symptome,
die mit dem Verlust der kulturellen Homogenität einer Gesellschaft einhergehen. 

Es ist eine Binsenweisheit, dass Regeln umso leichter eingehalten werden, je selbstverständlicher sie dem
gewachsenen,  gemeinsamen  Werte-  und  Normenverständnis  einer  Gesellschaft  entsprechen.  Diese
Gemeinsamkeit schwindet zunehmend und so müssen viele Ordnungsaufgaben nun von der öffentlichen Hand
zusätzlich  übernommen  werden  und  belasten  die  öffentlichen  Kassen.  Die  AfD  setzt  sich  dafür  ein,  der
Vermüllung und Verschandelung der Landeshauptstadt durch empfindliche Bußgelder entgegenzuwirken.

Feuerwehr und Katastrophenschutz
Die Sicherstellung der dauerhaften Einsatz- und Leistungsfähigkeit der Berufsfeuerwehr und der Freiwilligen
Feuerwehr kann nur über eine ausreichende personelle Ausstattung, moderne Technik und eine zeitgemäße
Infrastruktur  gelingen.  Ausrüstung,  Fahrzeuge  und  Gerätehäuser  müssen  stets  an  die  sich  wandelnden
Anforderungen angepasst werden. Daneben bedarf es einer stärkeren Würdigung des Ehrenamts. 

Die regelmäßige Aktualisierung der Katastrophenschutzpläne der Stadt, die Sicherung der Notfallversorgung
mit  Wasser,  Energie,  Medizin  und  Kommunikation  in  allen  Stadtteilen,  sind  wichtige  Aufgaben  der
kommunalen Sicherheitspolitik.

Kapitel 4 - Planen, Bauen und Wohnen

Präambel
Im Gegensatz zu der häufig vertretenen Ansicht, dass für Wiesbaden in den nächsten Jahren weiterhin mit
einem starken Wachstum  zu  rechnen  wäre,  erwarten  Experten  für  Wiesbaden  eine  eher  gleichbleibende
Einwohnerzahl in den nächsten 20 Jahren.

Bedarfsgerechtes Wohngeld statt des „Sozialen“ Wohnungsbaus
Der „Soziale“ Wohnungsbau führt zu Fehlbelegungen, denn ein großer Teil der Bewohner büßt im Laufe der
Zeit die anfangs gegebene Bedürftigkeit über Einkommenszuwächse wieder ein. Wegen der Fehlbelegungen
bleibt  die  Mehrzahl  der  Anspruchsberechtigten  zudem  unterversorgt.  Es  ist  daher  sinnvoller,
einkommensschwache  Mieter  mit  Wohngeld  zu  fördern.  Die  Förderung  kann  umgehend  beendet  werden,
sobald die anfängliche Bedürftigkeit nicht mehr besteht. 
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Besser ohne Mietpreisbremse
Die  AfD  steht  der  sogenannten  Mietpreisbremse  generell  ablehnend  gegenüber.  Grundsätzlich  ist  sie
kontraproduktiv,  weil  sie  falsche  Marktsignale  setzt.  Wohnraum  wird  größtenteils  durch  private  Akteure
geschaffen und erhalten.  Wenn sich dieses Engagement für Vermieter nicht  mehr rechnet,  verlieren alle.
Ebenso  lehnen  wir  die  Mietpreisbremse  für  städtische  Wohnungen  ab,  schließlich  muss  die  Stadt  für
entgangene  Mieteinnahmen  an  anderer  Stelle,  beispielsweise  über  einen  höheren  Grundsteuerhebesatz,
zusätzliche Einnahmen generieren.

Senkung der Steuerbelastung von Wohnraum
Die Stadt belastet das Gut „Wohnen“ in Form der Grundsteuer. Die AfD fordert, diese Steuer genau wie andere
Substanzsteuern langfristig abzuschaffen. Eine konsequente Haushaltskonsolidierung könnte bereits heute
die Absenkung des Grundsteuerhebesatzes ermöglichen und damit die Mietnebenkosten dämpfen.

Liebenswerte Stadtteile statt Konzeptbau vom Reißbrett
Unsere Städte haben sich in Jahrhunderten langsam um ein historisches Zentrum mit Marktplatz, Kirche und
Rathaus entwickelt. Diese Struktur repräsentiert bis heute den Dreiklang von Handel, Kirche und staatlicher
Verwaltung, der so typisch und prägend ist für das gesamte christliche Europa. Dieses langsame, organische
Wachstum hat liebenswerte Orte nach menschlichem Maß geschaffen, die durch ihre regionale Individualität
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echte Heimat bieten. Die AfD möchte diese Individualität erhalten. Wo neue Baugebiete entstehen, sollen es
Wohnviertel  zum  Wohlfühlen  sein,  die  den  typischen  regionalen  Charakter  aufgreifen  und  Modernes  mit
Traditionellem verbinden. Konzeptstadtteile vom Reißbrett ohne Seele lehnen wir ab.

Bebauung des Ostfelds
Eine Mehrheit der Stadtverordneten hat sich mit ihrer Zustimmung zum Einsatz des fragwürdigen Instruments
der „Städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme“ (SEM nach §165 BauGB) im September 2020 über alle sachlich
begründeten Bedenken hinsichtlich des Ostfeldprojektes hinweggesetzt. 
Aus Sicht der AfD sind die Voraussetzungen, die der Gesetzgeber für die Anwendung einer SEM vorschreibt,
nicht erfüllt. Eine SEM darf aufgrund ihrer enteignungsähnlichen Wirkung immer nur letztes Mittel sein. Die
Stadt müsste nachweislich alle anderen Möglichkeiten zur Baulandgewinnung ausgeschöpft haben. 

Der Einsatz einer SEM ist außerdem an das Vorhandensein eines massiven Entwicklungsdrucks gebunden,
sprich starkem und anhaltendem Wachstum der Einwohnerzahlen. In Wiesbaden mangelt es aber an genau
diesem Entwicklungsdruck. Weder der Zuwachs an Einwohnern noch die Entwicklung der Beschäftigtenzahlen
dürften  in  der  Zukunft  Zwangsmaßnahmen,  wie  die  geplanten  Enteignungen,  rechtfertigen.  Eine  von der
Stadtentwicklungsgesellschaft Wiesbaden mbH in Auftrag gegebene Studie kommt zu dem Ergebnis,  dass
Wiesbaden in den nächsten 10 bis 15 Jahren höchstens mäßig wächst. 

Darüber  hinaus  gibt  es  zahlreiche  Bedenken  und  ungeklärte  Fragen.  So  bestand  im  Jahr  2025  eine
Finanzierungslücke für das Ostfeld in Höhe von rund 210 Mio. Euro.  Hinzu kommen die Kosten für die im
Flächennutzungsplan für das Projekt vorgeschriebene Schienenanbindung.

Die AfD setzt sich dafür ein, dem Bundeskriminalamt (BKA) die Möglichkeit zu geben, seine Fachabteilungen
an einem neuen Standort in Wiesbaden zusammenzufassen. Der Verbleib des BKA in Wiesbaden ist uns ein
wichtiges Anliegen. Weitere Baugebiete, die nur durch Enteignungen im Rahmen einer SEM entstehen können,
lehnen wir entschieden ab.

Kapitel 5 - Verkehrspolitik

Präambel
Der Verkehr  in  der Landeshauptstadt  Wiesbaden sollte  pragmatisch geregelt  werden und möglichst  allen
Verkehrsteilnehmern gerecht  werden.  Eine Beeinflussung der individuellen Entscheidung zur Nutzung von
Verkehrsmitteln beispielsweise durch die sukzessive Verdrängung des motorisierten Individualverkehrs lehnt
die AfD ab.
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Auto bleibt wichtiges Verkehrsmittel für Wiesbadener Bürger
Umfragen zeigen, dass das Auto das präferierte Verkehrsmittel der Wiesbadener ist. Die Politik sollte dieser
Präferenz Rechnung tragen, anstatt zu versuchen, den Bürgern ein anderes Verhalten aufzuzwingen, indem
sie das Autofahren immer mehr erschwert und einschränkt. Viele Bürger sind aus beruflichen und privaten
Gründen  auf  das  Auto  angewiesen.  Wir  wenden  uns  gegen  die  stetige  Verringerung  der  Parkplätze  und
fordern,  Parkmöglichkeiten  in  ausreichender  Zahl  in  der  Innenstadt  zu erhalten  beziehungsweise  neu zu
schaffen.

Lärmschutz mit Verstand – zurück zu Tempo 50!
Die  AfD  Wiesbaden  lehnt  flächendeckende  Tempo-30-Zonen  entschieden  ab.  Der  ideologisch  motivierte
Zwang zur Langsamfahrt bringt weder echten Lärmschutz noch Verkehrssicherheit – er verursacht vielmehr
Staus, mehr Abgase und verlängerte Fahrzeiten.
Mit Flüsterasphalt  ließe sich der Verkehrslärm stärker reduzieren als durch Tempo-30-Zonen. Gleichzeitig
bleibt ein flüssiger Verkehrsfluss bei Tempo 50 gewährleistet.

Wirtschaftlichkeit im Fokus – Dieselbusse oder E-Busse
Die  AfD  Wiesbaden  fordert  eine  Prüfung,  ob  E-Busse  oder  Dieselbusse  für  Wiesbaden  die  wirtschaftlich
bessere  Lösung  sind.  Dieselbusse  sind  im  Betrieb  leistungsstärker,  vielseitiger  einsetzbar  und  die
Anschaffung verursacht  nur rund ein Drittel  der Kosten.  Darüber hinaus ist keine teure Ladeinfrastruktur
notwendig.

ESWE-Verkehr - Zurück zu den Kernaufgaben!
Wir fordern, dass ESWE-Verkehr sich auf den Betrieb des ÖPNV konzentriert, denn die Rolle als „umfassender
Mobilitätsdienstleister“ hat nur unnötige Kosten verursacht.
So  fand  das  von  ESWE-Verkehr  betriebene  Fahrradverleihsystem  nur  wenig  Akzeptanz.  Wer  regelmäßig
Fahrrad fährt, besitzt in der Regel ein eigenes Rad, das den persönlichen Bedürfnissen besser entspricht als
ein  Mietrad.  Eine  Wiederbelebung  des  städtischen  Verleihsystems  lehnt  die  AfD  ebenso  ab,  wie  die
Subventionierung privater Verleihsysteme.

Feste Abstellzonen für E-Roller
Immer  wieder  werden  Gehwege  in  Wiesbaden  durch  achtlos  abgestellte  E-Roller  blockiert.  Für  ältere
Menschen,  Familien  mit  Kinderwagen  und  Menschen  mit  Behinderungen  stellen  diese  Fahrzeuge  ein
erhebliches  Sicherheitsrisiko  dar.  Die  AfD  fordert  deshalb  feste,  über  das  gesamte  Stadtgebiet  verteilte,
Abstellzonen für E-Roller.  Anbieter müssen verpflichtet  werden, falsch abgestellte  Roller  innerhalb von 24
Stunden aus dem öffentlichen Raum zu entfernen.
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Offenheit zur Aartalbahn
Wir stehen einer Reaktivierung der Aartalbahn offen gegenüber. Wichtig ist, dass das Projekt hinsichtlich der
betriebswirtschaftlichen Rentabilität geprüft und nicht ideologisch überfrachtet wird.

CityBahn bleibt abgelehnt – Der Bürgerentscheid gilt!
Die AfD erinnert: Die CityBahn wurde eindeutig durch den Bürgerentscheid abgelehnt. Wir verweisen auf das
demokratische Votum. Dem Versuch, das Projekt in Verbindung mit dem Ostfeld neu aufzulegen, stellt sich die
AfD entschieden entgegen.

Pflegedienste brauchen freie Fahrt
Pflegedienste leisten tagtäglich unverzichtbare Arbeit für unsere Gesellschaft und sollen daher künftig eine
Ausnahmegenehmigung erhalten, um die Umweltspuren in der Stadt nutzen zu dürfen.
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Kapitel 6 - Umwelt, Klima und Energie

Präambel
Zu einem rationalen, verantwortungsvollen Umgang mit dem Thema „Klima“ gehört aus Sicht der AfD, sich
nicht durch eine emotional aufgeheizte Debatte in vorschnelle Beschlüsse treiben zu lassen. 
Alle  verfügbaren finanziellen und gesellschaftlichen Ressourcen auf eine Karte zu setzen,  birgt ein hohes
Risiko, wenn die Ausgangslage oder das erwartbare Ergebnis den Aufwand nicht zweifelsfrei rechtfertigen.

Wiesbaden kann nicht das Weltklima retten
Der Anteil Deutschlands an den globalen CO2-Emissionen beträgt etwa 2 Prozent; der Anteil Wiesbadens ist
also winzig. Während Deutschland seinen CO2-Ausstoß seit 1990 um mehr als 30 Prozent reduziert hat, ist der
globale CO2-Ausstoß im selben Zeitraum um etwa 60 Prozent gestiegen. Ein durch Treibhausgasemissionen
verursachter  Klimawandel  ist  durch  alle  in  Deutschland  denkbaren  Maßnahmen  weder  aufzuhalten  noch
messbar zu verzögern. Das Geld, welches in Wiesbaden für Maßnahmen zur Reduzierung der CO 2-Emissionen
ausgegeben wird, steht nicht mehr für die kommunale  Daseinsvorsorge zur Verfügung. 

Kommunale Wärmeplanung - Fragwürdige Klimabilanz & gigantische Kosten
Wärmenetze  gelten  als  zentrale  Bausteine  der  ideologischen  Energiewende  in  Deutschland.  Die  Stadt
Wiesbaden  hat  im  August  2025  ihre  Potenzial-  und  Bestandsanalyse  abgeschlossen  und  strebt  eine
klimaneutrale Wärmeversorgung bis spätestens 2045 an. Um dieses Ziel zu erreichen, müssen die Gebäude in
Wiesbaden  auf  klimaneutrale  Heizungssysteme  umgestellt  bzw.  an  das  Fernwärmenetz  angeschlossen
werden. Dies ist mit gigantischen Kosten verbunden. Laut eines Gutachtens werden die Investitionen für die
Wärmewende allein in Wiesbaden einen Umfang von 10,5 Mrd. Euro haben, wobei ein Großteil der Kosten von
den Privathaushalten zu zahlen ist.

Im Innenstadtbereich spielt die Fernwärme eine besondere Rolle. Ein gravierender Nachteil der Fernwärme
ist, dass die Betreiber der Fernwärmenetze faktisch ein Monopol besitzen. Anders als bei Gas, Telefon oder
Strom können Endverbraucher später nicht einfach zu einem günstigeren Anbieter wechseln.
Zudem stammen deutschlandweit rund zwei Drittel der Energie in den Fernwärmenetzen aus fossilen Quellen
wie Gas, Kohle und Öl. Der Anteil erneuerbarer Energien liegt nur bei etwa einem Drittel, was die Sinnhaftigkeit
des Vorhabens grundsätzlich in Frage stellt.

Keine Windräder auf dem Taunuskamm
Die AfD hält die gesamte Energiewende für einen fatalen Irrweg. Der Anteil  an volatilem Strom steigt mit
jedem Windrad und jedem Solarfeld, der Anteil  an verlässlichem, grundlastfähigem Strom sinkt mit jedem
abgeschalteten konventionellen Kraftwerk. 
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Es wird immer schwieriger, die Stromfrequenz im Netz konstant bei den erforderlichen ca. 50 Hertz zu halten.
Mussten die Netzbetreiber im Jahr 2013 in Deutschland pro Tag dafür keine drei Mal eingreifen, so müssen sie
es jetzt bereits bis zu 25-mal am Tag. Ein größerer Blackout wie zuletzt in Spanien ist laut Experten nur eine
Frage der Zeit. 

Aus diesen Gründen lehnt die AfD die Errichtung eines Windparks auf der Hohen Wurzel ab. Der Taunus ist ein
wichtiges Naherholungsgebiet für Wiesbaden und die gesamte Rhein-Main-Region, dessen Schönheit nicht
durch eine „Verspargelung“ ruiniert werden sollte. 

Zudem ist die Nutzung von Windrädern mit echtem Umwelt- und Naturschutz unvereinbar. Insekten und Vögel
werden  in  großer  Zahl  durch  die  Rotorblätter  getötet,  der  Betonsockel  greift  tief  in  den  Boden  und  die
Entsorgung ausgedienter Windräder ist nach wie vor problematisch.

Nilgänse
Nilgänse zeigen ein territoriales Verhalten gegenüber heimischen Wasservögeln wie Stockenten. Zudem wird
die zunehmende Verschmutzung von Parks und Teichanlagen durch Nilgänse zu einem Gesundheitsrisiko für
Menschen.  Wir  fordern  eine  wissenschaftliche  Begleitung  der  Bestandsentwicklung  und  bestands-
reduzierende Maßnahmen. 

Waldflächen erhalten
Wiesbaden hat innerhalb seiner Gemarkung 5.390 Hektar Waldfläche, was etwa 26,5 Prozent der städtischen
Gesamtfläche entspricht.  Ca. 80 Prozent der Waldflächen gehören der Stadt. Die AfD setzt sich dafür ein,
diese zu erhalten und nicht durch Bebauung zu reduzieren.

Kapitel 7 - Zuwanderung und Integration

Präambel
Jede Gesellschaft kann nur eine begrenzte Anzahl von Zuwanderern so integrieren, dass sie sich vollständig in
die  aufnehmende  Gesellschaft  einfügen.   Diese  Zahl  wurde  in  Deutschland  längst  überschritten,  mit  der
unvermeidbaren  Folge,  dass  sich  in  Städten  Parallelgesellschaften  gebildet  haben,  in  denen  die
Zugewanderten mit den Angehörigen ihres Kulturkreises unter sich bleiben. 

Illegale Einreisen und Familiennachzug haben Folgen für unsere Gesellschaft, die sich unübersehbar in den
deutschen  Innenstädten  bemerkbar  machen.  Vielerorts  sorgt  dies  für  eine  sich  verschlechternde
Sicherheitslage, welche die Ordnungskräfte vor große Herausforderungen stellt. 
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Integration aktiv einfordern
Die AfD fordert auch in Wiesbaden einen Paradigmenwechsel, der die Einwanderungspolitik endlich an den
Interessen Deutschlands ausrichtet. Das Ziel von Zuwanderungspolitik muss eine gelungene Integration der
Zugewanderten  sein,  nicht  ein  Nebeneinander  verschiedener  Kulturen  oder  gar  die  vielfach  geforderte
Anpassung der deutschen Kultur. 

Verpflichtung zu gemeinnütziger Arbeit
Menschen, die unsere Hilfe in Anspruch nehmen, müssen einen gesellschaftlichen Beitrag leisten. Vor diesem
Hintergrund sieht das Asylbewerberleistungsgesetz in Paragraf 5 explizit die Möglichkeit der Verpflichtung
von Asylbewerbern zu gemeinnütziger Arbeit bei staatlichen, kommunalen und gemeinnützigen Trägern vor.
Die  Entscheidungskompetenz  diesbezüglich  liegt  bei  den  einzelnen  Kommunen.  Wir  fordern  von  dieser
gesetzlichen Möglichkeit in Wiesbaden konsequent Gebrauch zu machen. Gemeinnützige Arbeit ermöglicht es
Asylbewerbern, der Gesellschaft, die sie aufgenommen hat, etwas zurückzugeben.

Islam
Tendenziell steht die AfD neuen Moscheebauten in Wiesbaden ablehnend gegenüber. Vor der Genehmigung
der  Gebäude  muss  nicht  nur  geprüft  werden,  ob  eine  ausreichende  Zahl  an  Parkplätzen  vorhanden  ist,
sondern auch, ob der Trägerverein der geplanten Moschee Verbindungen in die islamistische Szene im In-
oder  Ausland  unterhält.  Den  Muezzin-Ruf  vom  Minarett  sowie  die  zunehmende  Raumnahme  in  der
Öffentlichkeit durch islamische Großveranstaltungen, wie beispielsweise das Fastenbrechen, lehnen wir ab.   
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Kapitel 8 - Verwaltung

Präambel
Im Idealfall funktioniert die städtische Verwaltung wie ein Uhrwerk im Hintergrund. Damit dies möglich ist,
sollte sie sich auf die Aufgaben im Bereich der kommunalen Daseinsvorsorge konzentrieren.

Digitalisierung
Die AfD unterstützt eine zügige Digitalisierung möglichst vieler Prozesse in der Stadtverwaltung ebenso wie
im Bürgerservice.  Der Bürger sollte die meisten „Behördengänge“ von zu Hause oder unterwegs erledigen
können, ohne sich in eine Warteschlange beim Amt einreihen oder wochenlang auf einen Termin warten zu
müssen. 

Personen des besonderen Vertrauens befristet einstellen
Nach der  bisher  geübten Praxis  werden sogenannte  „Personen des  besonderen Vertrauens“  im Stab des
Oberbürgermeisters  oder  der  Dezernenten  unbefristet  eingestellt.  Die  Auswahl  erfolgt  nicht  zwingend
vorrangig nach fachlicher Qualifikation. 

Dies hat nach dem Ausscheiden eines Dezernenten oder des Oberbürgermeisters aus dem Amt regelmäßig zur
Folge,  dass für diese Personen des besonderen Vertrauens Stellen in der gleichen Gehaltsstufe gefunden
werden müssen, weshalb oft nur Amtsleiterstellen oder vergleichbar hoch dotierte Posten infrage kommen.
Die  AfD  fordert,  Personen  des  besonderen  Vertrauens  nicht  mehr  unbefristet  einzustellen,  sondern  die
Beschäftigung an die Amtszeit des Dienstherrn zu binden. 

Es  muss  sichergestellt  werden,  dass  Leitungspositionen  in  der  Stadtverwaltung  grundsätzlich  nur  nach
entsprechender Eignung und Qualifikation und nicht nach ideologischer oder parteipolitischer Ausrichtung
vergeben werden.

Verwaltung von unnötigen Aufgaben und Kosten befreien 
Die AfD setzt sich dafür ein, die Stadtverwaltung zu verschlanken und Stellen ersatzlos zu streichen, die nicht
unmittelbar der Erfüllung von notwendigen Kernaufgaben der Stadtverwaltung dienen. Wir halten zum Beispiel
eine LSBT*IQ-Koordinierungsstelle,  einen Klimaschutzbeauftragten, einen City-Manager und diverse Beiräte
(Klimaschutzbeirat,  Gestaltungsbeirat,  Denkmalschutzbeirat,  Kulturbeirat)  mit  ihren  Geschäftsstellen  für
verzichtbar.
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Kapitel 9 - Kunst und Kultur

Präambel
Die AfD bekennt sich zur grundgesetzlich garantierten Freiheit der Kunst. Als Kommunikationsform, die darauf
abzielt,  auf  die  Öffentlichkeit  zu  wirken,  ist  Kunst  immer  vom  Zeitgeist  geprägt  und  wird  deshalb  von
gesellschaftspolitischen Aussagen nie frei sein. 
Kunst  darf  jedoch  nicht  gezielt  zur  Fortsetzung  der  politischen  Auseinandersetzung  mit  anderen  Mitteln
missbraucht werden, sozusagen als außerparlamentarische Opposition, die über staatliche Fördermittel den
vorpolitischen Raum erobert. 

Linkslastigkeit der Kunst- und Kulturszene ausgleichen
Die  AfD  beobachtet  mit  Sorge,  dass  die  Kunstszene  und  Kulturlandschaft  zunehmend  an  einer  starken
Linkslastigkeit  leiden.  Gezielt  werden  Konstrukte  wie  Gendertheorie  oder  eine  generelle  Ablehnung
bürgerlicher Normen, verpackt als Kunst und gefördert durch öffentliche Gelder, in die Gesellschaft getragen. 

Die AfD setzt sich dafür ein, auch traditioneller und klassischer Kunst wieder mehr Raum zu geben. Wir halten
es  beispielsweise  für  wichtig,  dass  im  Theaterbereich  neben  modern  verfremdeten  Versionen  auch  die
Originalversionen wieder häufiger zur Aufführung kommen, damit das Verständnis für die Werke der Dichter
und Komponisten vor dem Hintergrund ihrer Entstehungsepoche nicht in Vergessenheit  gerät. Die großen
Klassiker  und  ihre  Themen  sind  wichtige  Zeugnisse  unserer  Kultur-  und  Geistesgeschichte  mit  großer
identifikatorischer und integrativer Kraft.

Gesellschaftliche Ächtung missliebiger Künstler inakzeptabel
Es  zeigen  sich  in  den  letzten  Jahren  zunehmend  gefährliche  Tendenzen,  welche  die  Freiheit  der  Kunst
faktisch begrenzen. Das betrifft unter anderem Kabarettisten, die nach politisch missliebigen Auftritten aus
den  öffentlich-rechtlichen  Sendern  verschwinden.  Es  betrifft  aber  auch  Künstler,  die  sich  regelrechten
Kampagnen ausgesetzt sehen, nur weil sie eine unerwünschte Staats- oder Religionszugehörigkeit haben.

Betrauungsvertrag mit dem Schlachthof e.V. nicht verlängern
Die  AfD  hat  erhebliche  Bedenken  hinsichtlich  des  Betrauungsakts  der  Stadt  Wiesbaden  mit  dem
Betreiberverein des Kulturzentrums Schlachthof.  Die Aufmachung der Außenfassade und die Auswahl  des
Angebots des Kulturzentrums erwecken den Eindruck einer wohlwollenden Nähe zum linksextremistischen
Spektrum. Ob der Betreiber des Schlachthofes daher zur  Wahrnehmung von Aufgaben im Auftrag der Stadt
geeignet ist, muss aus unserer Sicht unbedingt hinterfragt werden.

20



Walhalla nicht zum Millionengrab machen
Das  Walhalla  war  einst  ein  Schmuckstück  der  Stadt  und  viele  Wiesbadener  verbinden  damit  gute
Erinnerungen aus der Zeit,  als das Gebäude noch für Theateraufführungen und Konzerte genutzt  werden
konnte. Seit Jahrzehnten aber verfällt das Kulturdenkmal in bester Innenstadtlage. 

Die von der Stadtverordnetenversammlung beschlossene Festlegung auf eine kulturelle  Nutzung bedeutet,
dass das Gebäude auch nach seiner nun angestoßenen Sanierung niemals wirtschaftlich betrieben werden
kann  und  dauerhaft  auf  hohe  Zuschüsse  aus  der  Stadtkasse  angewiesen  ist.  Wiesbaden  verfügt
erfreulicherweise auch ohne das Walhalla über eine ausreichende Anzahl großer Konzert- und Theatersäle.
Das bedeutet, dass eine weitere Spielstätte in direkte Konkurrenz zu den bereits bestehenden Häusern treten
würde.  Die  AfD möchte  deshalb die  Festlegung  auf eine ausschließlich  kulturelle  Nutzung revidieren und
betriebswirtschaftlich rentable Formen der Nutzung zulassen.
 
Die deutsche Sprache ist ein Kulturschatz
Wir wenden uns gegen die Tendenz, unseren sprachlichen Reichtum durch Publikationen in „leichter Sprache“
zu verflachen oder  durch  „Gendersprache“  zu verunstalten.  Wir  wollen  im Gegenteil  dazu ermutigen,  die
wunderbaren  Möglichkeiten  unserer  Muttersprache  in  ihrer  ganzen  Tiefe  und  Ausdrucksstärke
wiederzuentdecken und zu verwenden.

Kapitel 10 - Soziales

Präambel
Die Sozialkosten laufen, bedingt durch den demographischen Wandel und politische Fehlentscheidungen, wie
die Aufnahme und lebenslange Alimentation hunderttausender Asylsuchender,  seit Jahren aus dem Ruder.
Schon jetzt reichen die staatlichen Einnahmen nicht mehr aus, um den gesetzlichen Versorgungsansprüchen
der Transferempfänger gerecht zu werden.

Obligatorische Altersfeststellung bei minderjährigen Flüchtlingen
Altersfeststellungen  in  anderen  Bundesländern  und  Kommunen  haben ergeben,  dass  im Schnitt  etwa  40
Prozent der minderjährigen unbegleiteten Flüchtlinge falsche Altersangaben machen, um von den besseren
Bedingungen  für  Minderjährige  zu  profitieren.  Wir  fordern  deshalb  eine  obligatorische  medizinische
Altersfeststellung bei allen Asylsuchenden, die sich als unbegleitete minderjährige Flüchtlinge ausgeben. 

Schwerbehinderte Menschen in Wiesbaden
Wiesbaden hat aktuell ca. 300.000 Einwohner. Davon haben mehr als 10 Prozent einen Behinderungsgrad von
mindestens 50 Prozent. Deshalb ist bei allen städtischen Maßnahmen auf die besonderen Bedürfnisse dieser
Menschen zu achten.
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Angebote der Seniorenhilfe bündeln
Infolge des demografischen Wandels steigt die Anzahl der Senioren, die auf Betreuung und Unterstützung
angewiesen  sind.  Ehrenamtliches  Engagement,  privatrechtliche  Vereine  der  Senioren-  und
Nachbarschaftshilfe, insbesondere zur Bekämpfung der Vereinsamung, sind nach Möglichkeit zu bündeln und
zu vernetzen.

Kapitel 11 - Schule und Kinderbetreuung

Präambel
Bildungspolitik fällt grundsätzlich in die Zuständigkeit des Kultusministeriums. Die Kommunen tragen aber die
Sachkosten der Schulen, sind für den Bau und die Erhaltung der Schulgebäude zuständig. Zudem müssen sie
für die Gehälter des nicht-lehrenden Personals aufkommen.

Kindergärten  übernehmen  wichtige  Aufgaben  der  Betreuung,  sprachlichen  Frühförderung  und  sozialen
Integration. Sie müssen Eltern entlasten, Kinder fördern und gleichzeitig frei von ideologischer Beeinflussung
bleiben.

Keine weiteren Integrierten Gesamtschulen
Die  AfD  ist  grundsätzlich  für  die  Rückkehr  zum bewährten,  dreigliedrigen  Schulsystem  aus  Hauptschule,
Realschule und Gymnasium. Deutschland wurde für sein hervorragendes Bildungssystem bis zum Einsetzen
der  verfehlten  Bildungsreformen  weltweit  gepriesen.  Obwohl  sich  viele  der  Experimente,  wie  die
Rechtschreibreform, die Wahl der weiterführenden Schule nach Elternwille statt nach Notendurchschnitt und
die Schließung von Förderschulen als kontraproduktiv erwiesen haben, war man in den Kultusministerien oft
nicht bereit, Fehler einzugestehen und zum Bewährten zurückzukehren. Diese Verweigerung geht nicht nur
zulasten  ganzer  Schülergenerationen,  die  um  ihren  Lernerfolg  gebracht  werden,  sondern  schlussendlich
zulasten  der  Gesellschaft,  dessen  wichtigster  „Rohstoff“  die  Kenntnisse  und  Fähigkeiten  seiner
nachwachsenden Generationen sind.
Die AfD setzt sich dafür ein, in Wiesbaden keine weiteren Integrierten Gesamtschulen (IGS) zu planen.

Politische Neutralität der Schulen 
Schulen sollen Orte des Lernens,  des kritischen Denkens und der Persönlichkeitsentwicklung sein.  Hierzu
gehört, dass Lehrkräfte Schülern nicht ihre eigene Haltung aufdrängen. Politische Neutralität ermöglicht die
Erziehung der Schüler zu mündigen Mitgliedern der Gesellschaft.
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Für ein ausgewogenes, gesundes Kindergarten- und Schulessen 
An vielen  Kindergärten  und Schulen  wird die  Auswahl  der  angebotenen Speisen durch ideologische  oder
religiös begründete Vorgaben eingeschränkt. Das betrifft beispielsweise rein vegetarische Speisepläne oder
die  Streichung  von  Schweinefleisch.  Die  AfD  betrachtet  dieses  Vorgehen  als  klaren  Verstoß  gegen  das
Neutralitätsgebot.

Kinderbetreuung stärken
Die deutsche Sprache ist Grundlage für Bildung und Integration. Sie muss in jedem Kindergarten verbindlich
gefördert  werden.  Gleichzeitig  lehnen  wir  die  Politisierung  der  frühkindlichen  Bildung  ab.  Themen  wie
Frühsexualisierung  und  „Gender“-Ideologie  gehören  nicht  in  die  Kindergärten.  Wir  fordern  zudem  eine
bevorzugte Platzvergabe für berufstätige Eltern und arbeitssuchende alleinerziehende Elternteile. 
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